
A 2342 Deutsches Ärzteblatt | Jg. 116 | Heft 50 | 13. Dezember 2019

Advance Care Planning 

Bislang wenig gelebtes Konzept
Die Zentrale Ethikkommission bei der Bundesärztekammer (ZEKO) untersucht in ihrer aktuellen 
Stellungnahme die Chancen, Risiken und Herausforderungen des Advance-Care-Planning- 
Konzepts in Deutschland und zeigt offene Fragen der Umsetzung auf. 

D ie Würde des Menschen ist 
unantastbar – auch in der 
letzten Lebensphase eines 

schwerkranken Menschen. In der 
täglichen Praxis ist es jedoch für 
Ärztinnen und Ärzte nicht immer 
leicht, auf der Grundlage einer vor-
sorglichen Willensbekundung si-
cher den tatsächlichen Willen ihrer 
Patienten einzuschätzen. Auch bei 
Angehörigen, Betreuern und Be-
vollmächtigten bestehen häufig Un-
sicherheiten. 

Effektive Ergänzung
Helfen kann ein Gespräch zwischen 
den Betroffenen, ihren Vertretern 
oder Angehörigen sowie den behan-
delnden Ärzten, wie es das Konzept 
des „Advance Care Planning“ 
(ACP) vorsieht. Diese Form der Un-
terstützung der gesundheitlichen Vo-
rausplanung durch professionell ge-
schultes Personal hilft Menschen, 
konkrete Wünsche und Vorstellun-
gen für zukünftige medizinische Be-

handlungen zu formulieren. Obwohl 
der deutsche Gesetzgeber mit dem 
Ende 2015 verabschiedeten Hospiz- 
und Palliativgesetz die Finanzierung 
von ACP durch die gesetzlichen 
Krankenkassen durch einen neuen  
§ 132 g Sozialgesetzbuch V geregelt 
und damit die Voraussetzung ge-
schaffen hat, ein derartiges Bera-
tungsangebot zumindest für einige 
Patientengruppen zu verankern, ist 
das Konzept hierzulande noch nicht 
breit etabliert. 

„Wir möchten deshalb jetzt eine 
breite und differenzierte Diskussion 
innerhalb und außerhalb der Ärzte-
schaft anstoßen, wie eine Voraus-
planung von Behandlungsentschei-
dungen mittels ACP effektiv unter-
stützt werden kann“, erklärt Prof. 
Dr. jur. Jochen Taupitz, Vorsitzen-
der der ZEKO, dem Deutschen Ärz-
teblatt. Nachdem die Bundesärzte-
kammer (BÄK) und die Zentrale 
Ethikkommission bei der Bundes-
ärztekammer (ZEKO) im vergange-

nen Jahr aktualisierte Hinweise und 
Empfehlungen zum Umgang mit 
Vorsorgevollmachten und Patien-
tenverfügungen im ärztlichen Alltag 
veröffentlicht haben, legt die ZEKO 
jetzt eine aktuelle Stellungnahme 
(siehe Bekanntgabe Seite 2372) ex-
plizit zu ACP vor. 

Kommunikation entscheidend
Die ZEKO zeigt darin die empiri-
schen, ethischen und rechtlichen 
Grundlagen einer professionell be-
gleiteten Vorausplanung von Ent-
scheidungen mittels ACP für den 
Fall der eingeschränkten oder feh-
lenden Entscheidungsfähigkeit auf 
und diskutiert diese. Die Kommis-
sion beleuchtet in der Stellungnah-
me insbesondere die Rolle der Ärz-
te, richtet sich aber auch an andere 
Berufsgruppen im Gesundheitswe-
sen, konkret an diejenigen, die an-
dere Menschen bei der Vorauspla-
nung für medizinische Behandlun-
gen mittels ACP begleiten oder für 

Unsicherheiten bei 
vorsorglichen 

 Willensbekundungen 
lassen sich durch 

 qualifizierte Gespräche 
zwischen Betroffenen, 

Angehörigen, Ärzten 
und und Gesundheits-
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die Umsetzung der vorsorglichen 
Willensbekundungen Sorge tragen.

Wirklich neu ist ACP allerdings 
nicht. Bereits in den 90er-Jahren ent-
stand es in den USA, Australien und 
Kanada als Ergänzung der traditio-
nellen Vorsorgeinstrumente. Das Be-
sondere an diesem Konzept ist, dass 
es die gesundheitliche Vorauspla-
nung als lebenslangen Gesprächs-
prozess versteht und eine professio-
nelle Gesprächsbegleitung aktiv an-
bietet. Ziel ist es, Menschen zu hel-
fen, wohlüberlegte Entscheidungen 
für mögliche zukünftige medizini-
sche Situationen zu treffen und diese 
so zu dokumentieren, dass Behand-
lungen im Ernstfall auch verlässlich 
entsprechend dem eigenen Willen 
durchgeführt werden. 

Für Prof. Dr. med. Tanja Krones 
von der Universität Zürich 
(Schweiz), unter deren Federführung 
das ZEKO-Papier entstand, ist es of-
fensichtlich, dass ACP dazu beitra-
gen kann, die medizinische Behand-
lung und Betreuung auch dann an 
den Zielen und Wertvorstellungen 
des betroffenen Menschen auszu-
richten, wenn Notsituationen eintre-
ten und die Betroffenen vorüberge-
hend oder auf Dauer nicht mehr ein-
willigungsfähig sind. „ACP kann un-
ter anderem dazu beitragen, nicht ge-
wünschte Notfalleinweisungen in 
ein Krankenhaus zu vermeiden und 
die Angehörigen zu entlasten“, er-
klärt die Ärztin, die ACP zunächst in 
Australien kennenlernte und in den 

letzten acht Jahren in verschiedenen 
Kontexten umsetzte, dem Deutschen 
Ärzteblatt. „Die Gespräche mit den 
vorausplanenden Menschen gehör-
ten für mich zu den berührendsten 
Gesprächen, die ich führen durfte“, 
berichtet sie. Es sei beglückend, 
wenn Angehörige nach dem Tod ei-
nes Menschen trotz ihrer Trauer sa-
gen könnten, dass alles im Sinne der 
Verstorbenen gelaufen sei. Wesent-
lich für den Erfolg dieses Beratungs-
angebots sei jedoch die Qualität 

der Kommunikation, der Dokumen-
tation und der Koordination der Ak-
tivitäten rund um die Vorausplanung. 

Ziel von ACP sei, die Behandlung 
von nicht einwilligungsfähigen 
Menschen an deren Willen und Vor-
stellungen auszurichten, betont Kro-
nes. Grundsätzlich sind nach ihrer 
Ansicht auch die wichtigsten Vo-
raussetzungen für eine deutschland-
weite Umsetzung des Konzepts ge-
geben. Konkret seien dies die Aus-
richtung des Gesundheitswesens an 
einer patientenorientierten Medizin, 

wozu die rechtliche Stärkung der Pa-
tientenverfügung gehöre, eine zu-
nehmend bessere Palliativversor-
gung auch im ambulanten Bereich 
sowie vielfältige Bemühungen, kom-
munikative Fertigkeiten und eine 
 gemeinsame Entscheidungsfindung 
stärker im Gesundheitswesen zu ver-
ankern. „In Australien, Kanada und 
der Schweiz ist ACP in den Lernzie-
len für Medizinstudierende, Ärztin-
nen und Ärzte in Weiterbildung ver-
ankert. Dies ist wünschenswert“, 
sagt sie. „Wir haben noch keine na-
tional abgestimmte, standardisierte 
ärztliche Notfallanordnung und Do-
kumentation des Patientenwillens.“ 

Ebenso fehlten trotz der aktuellen 
Möglichkeit, eine gesundheitliche 
Vorausplanung bei schwer kranken 
Menschen in Hospizen oder Pflege-
einrichtungen abzurechnen, weiter 
adäquate Abrechnungsmodelle auch 
für gesunde und chronisch kranke 
Menschen. 

Krones sieht zudem hierzulande 
noch eine Gefahr, dass Menschen ei-
ne Behandlung erhalten, die sie nicht 
gewünscht hätten, wenn sie rechtzei-
tig die Chance gehabt hätten, sich 

vertrauensvoll zu ihren Zielen, Sor-
gen und Ängsten zu äußern. „Dies 
schmerzt vor allem dann, wenn der 
Verlauf absehbar war und verschie-
dene Chancen verpasst wurden“, 
sagt die Ärztin. Natürlich gebe es 
auch Menschen, die sich mit Fragen 
von gesundheitlicher Verschlechte-
rung, mit Leid, Sterben und Tod 
nicht auseinandersetzen wollten. 
„Eine wesentliche Aufgabe besteht 
darin, dies zu erkennen“, betont sie. 

In der jetzt vorliegenden Stellung-
nahme nimmt die ZEKO deshalb ne-

ben den gewünschten erweiterten Fi-
anzierungsmöglichkeiten auch noch 
andere Risiken und Herausforderun-
gen des Konzepts und seiner prakti-
schen Umsetzung in den Blick. „Tat-
sächlich kann bei Betroffenen in Al-
ten- und Pflegeheimen der Eindruck 
eines faktischen Zwangs zur Voraus-
planung entstehen“, erläutert Tau-
pitz. Dies könne insbesondere dann 
auftreten, wenn ACP proaktiv ange-
boten wird. „Es muss alles vermie-
den werden, was bei den Betroffenen 
das Gefühl einer Verpflichtung zu 
ACP fördern könnte“, erklärt der Ju-
rist. Weiterhin müsse kritisch geprüft 
werden, ob im Einzelfall eine proak-
tive Thematisierung von ACP zu Be-
lastungen bei Betroffenen führen 
kann. Möglich sei dies bei neu auf-
genommenen Bewohnern in einer 
stationären Einrichtung, die ohnehin 
Schwierigkeiten hätten, sich in der 
neuen Umgebung zurechtzufinden. 
„Umgekehrt kann es bei Menschen 
mit beginnender Demenz sinnvoll 
sein, ihnen rechtzeitig vor Eintritt 
der Einwilligungsunfähigkeit eine 
noch selbstbestimmte Entscheidung 
zu ermöglichen“, so Taupitz. Gene-
rell sei stets sensibel darauf zu ach-
ten, wann ein geeigneter Zeitpunkt 
für ein entsprechendes Gesprächsan-
gebot sei. Dr. med. Eva Richter-Kuhlmann

Stellungnahme im Internet: 
www.aerzteblatt.de/192372 
oder über QR-Code.

„Es muss alles vermieden werden, was bei den 
 Betroffenen das Gefühl einer Verpflichtung zu ACP 
fördern könnte.“ Jochen Taupitz, Vorsitzender der ZEKO

„ACP kann dazu beitragen, nicht gewünschte Notfall-
einweisungen in ein Krankenhaus zu vermeiden und 
die Angehörigen zu entlasten.“ Tanja Krones, Universität Zürich
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